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Neues aus Gesetzgebung 
und Finanzverwaltung 
BMF: Bekanntgabe von Steuerverwaltungsakten 
durch Bereitstellung zum Datenabruf ab 1. 
Januar 2026 

Das Bundesfinanzministerium hat in einem aktuellen 
Schreiben zur Bekanntgabe von Steuerverwaltungsakten 
durch Bereitstellung zum Datenabruf ab dem 1. Januar 2026 
und zu Rechtsfragen betreffend die Anwendung der 
Neufassung von § 122a AO Stellung genommen. 

Das BMF-Schreiben regelt den Übergang zum elektronischen Opt-out-Verfahren 

bei der Bekanntgabe von Steuerverwaltungsakten. Während im Übergangsjahr 

2026 noch eine aktive Einwilligung erforderlich ist, wird die elektronische 

Bekanntgabe ab 2027 zum gesetzlichen Regelfall. Um dies zu verhindern, müssen 

Steuerpflichtige künftig rechtzeitig eine postalische Bekanntgabe beantragen. 

I.  Die gesetzlichen Änderungen betreffen zuvorderst die folgenden drei 
Punkte: 

1.  Wegfall des Einwilligungserfordernisses 

Nach § 122a Absatz 1 Satz 2 AO soll die Bekanntgabe von Verwaltungsakten 

künftig grundsätzlich mittels Bereitstellung zum Datenabruf erfolgen, sofern kein 

Antrag auf postalische Bekanntgabe gestellt wurde. Eine Einwilligung in die 

elektronische Bekanntgabe ist nicht mehr erforderlich. 

2.  Anwendung von § 122a Absatz 1 Satz 2 AO erst ab dem 1. Januar 2027 

Aufgrund der zeitlich verschobenen Anwendung von § 122a Absatz 1 Satz 2 AO 

erfolgt auch in 2026 eine elektronische Bekanntgabe nach § 122a Absatz 1 Satz 1 

AO nur dann, wenn der Steuerpflichtige oder sein Empfangsbevollmächtigter ihre 

01 

Fundstelle 
BMF-Schreiben vom 13. 

August 2026 (IV D 1 - S 

0284-a/00002/011/237) 

– veröffentlicht am 

18. August 2026. 

Eine englische Zusam-

menfassung des BMF-

Schreibens kann hier 

heruntergeladen wer-

den. 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2026-08-13-bekanntgabe-von-steuerverwaltungsakten.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/256526/mof-notification-of-tax-administration-acts-by-providing-access-for-data-retrieval-from-1-january-2026/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/256526/mof-notification-of-tax-administration-acts-by-providing-access-for-data-retrieval-from-1-january-2026/
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Einwilligung in die elektronische Bekanntgabe gemäß dem vor dem 1. Januar 2026 

geltenden Recht erteilt hat. Die Einwilligung kann auch noch in 2026 erteilt werden. 

3.  Beginn der Bekanntgabevermutung mit Bereitstellung des 
Verwaltungsaktes zum Abruf 

Ein nach § 122a AO elektronisch bekanntzugebender Verwaltungsakt gilt künftig 

am vierten Tag nach seiner Bereitstellung zum Datenabruf als bekannt gegeben. 

Auch wenn die abrufberechtigte Person am Tag der Bereitstellung zum Datenabruf 

elektronisch weiterhin über die Möglichkeit des Abrufs und ihre Rechtswirkungen zu 

benachrichtigen ist, hat diese Benachrichtigung künftig nur eine Hinweisfunktion. 

Sie ist abweichend von der bisherigen Rechtslage nicht mehr Anknüpfungspunkt 

der gesetzlichen Bekanntgabe-Vermutung 

II. Bei Anwendung der Neuregelungen betreffend die elektronische 
Bekanntgabe von Steuerverwaltungsakten ab dem 1. Januar 2026 gilt in allen 
offenen Fällen Folgendes: 

Elektronische Bekanntgabe ab dem 1. Januar 2026 

Für das Jahr 2026 ändert sich die bestehende Vorgehensweise bei der 

Bekanntgabe von Verwaltungsakten (Steuerbescheide etc.) nicht. Verwaltungsakte 

werden im Jahr 2026 nur dann elektronisch bekanntgegeben, wenn zuvor im 

ELSTER-Benutzerkonto aktiv in die elektronische Bekanntgabe oder bei 

Vollmachtnehmern mit elektronischer Vollmacht aktiv für die jeweilige Vollmacht in 

die elektronische Bekanntgabe eingewilligt wurde. Die Möglichkeit der Einwilligung 

steht also auch in 2026 weiterhin zur Verfügung und die Finanzverwaltung 

berücksichtigt dies 

Elektronische Bekanntgabe ab dem 1. Januar 2027 

Nach der neuen Fassung des § 122a AO ist für die elektronische Bekanntgabe von 

Verwaltungsakten ab dem 1. Januar 2027 keine ausdrückliche Einwilligung mehr 

notwendig, Damit wird der elektronische Steuerbescheid zum Regelfall, solange 

kein Antrag auf postalische Bekanntgabe gestellt wird. Die postalische 

Bekanntgabe wird zur Ausnahme. 
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Antrag auf postalische Bekanntgabe 

Anträge auf postalische Bekanntgabe sind erstmalig für Bekanntgaben ab dem 1. 

Januar 2027 erforderlich. Sie gelten ab Eingang bei der Finanzbehörde mit Wirkung 

für die Zukunft. Maßgeblich ist, dass der Antrag auf postalische Bekanntgabe der 

zuständigen Finanzbehörde zum Zeitpunkt der letzten Behördenhandlung 

(Bereitstellung zum Datenabruf) vorliegt. Der Antrag auf postalische Bekanntgabe 

und der Widerruf des Antrags kann für sämtliche Verwaltungsakte in Bezug auf 

dieselbe Steuernummer nur einheitlich ausgeübt werden. 

Wirkung einer bisher nicht erteilten Einwilligung nach § 122a Abs. 1 AO (in 
der Fassung des Gesetzes vom 18. Juli 2016) 

Die bisherige (und auch in 2026 noch hinterlegte) Nichteinwilligung in die 

elektronische Bekanntgabe stellt keinen Antrag auf postalische Bekanntgabe dar. 

Das bedeutet: Unabhängig vom Zeitpunkt der Erklärungsabgabe werden 

Steuerbescheide ohne ausdrücklich gestellten Antrag auf postalische Bekanntgabe 

ab dem 1. Januar 2027 grundsätzlich elektronisch bekannt gegeben. 

Kein Anspruch auf elektronische Bekanntgabe 

Nach § 122a Absatz 1 AO steht den Finanzbehörden in Bezug auf die tatsächliche 

Vornahme der elektronischen Bekanntgabe sowohl zum jetzigen Zeitpunkt als auch 

ab dem 1. Januar 2027 weiterhin ein Ermessen zu. Es handelt sich bei der 

elektronischen Bekanntgabe insbesondere nicht um einen Rechtsanspruch der 

Beteiligten. So kann beispielsweise von der Möglichkeit der elektronischen 

Bekanntgabe aus technischen oder organisatorischen Gründen abgewichen 

werden. 

Die elektronische Bekanntgabe ist bundesweit derzeit grundsätzlich nur für die 

Einkommensteuer, Gewerbesteuer und Körperschaftsteuer möglich. Für alle 

anderen Steuer- und Feststellungsbescheide ist eine elektronische Bekanntgabe 

aus technischen Gründen derzeit (noch) nicht möglich. Dies gilt insbesondere auch 

für Umsatzsteuer- sowie Feststellungsbescheide. 
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Elektronische Bekanntgabe trotz Antrag auf postalische Bekanntgabe nach § 
122a Abs. 2 AO 

Nicht in allen Fällen, in denen ein Antrag auf postalische Bekanntgabe nach § 122a 

Absatz 2 AO gestellt wurde, kann verwaltungsseitig eine elektronische 

Bekanntgabe vollkommen ausgeschlossen werden. So ist es zum Beispiel möglich, 

dass sich ein Antrag auf postalische Bekanntgabe mit der elektronischen 

Bekanntgabe so eng zeitlich überschneidet, dass er nicht mehr berücksichtigt 

werden kann. 

Davon unabhängig gelten in diesen Fällen die für die tatsächlich erfolgte Form der 

Bekanntgabe einschlägigen Vorschriften. Wird also anstelle einer beantragten 

postalischen Bekanntgabe nach § 122 Absatz 2 AO der Bescheid elektronisch 

bekannt gegeben, ist für den Zeitpunkt und die Wirksamkeit der Bekanntgabe § 

122a AO (also die Bereitstellung des Bescheids zum Datenabruf) maßgeblich. 

Wenn aufgrund der Erwartung einer postalischen Bekanntgabe der zum Abruf 

bereitgestellte Bescheid tatsächlich nicht oder erst verspätet abgerufen worden ist, 

kommt eine Wiedereinsetzung in eine deshalb versäumte Frist in Betracht.  
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 27. August 2026 

Steuerbefreiung für das selbstgenutzte 
Familienheim - Die Entscheidung wurde 
nachträglich zur amtlichen Veröffentlichung 
bestimmt 

Ob ein Familienheim vom Erwerber nach § 13 Abs. 1 Nr. 4c des Erbschaftsteuer- 

und Schenkungsteuergesetzes unverzüglich zur Selbstnutzung für eigene Wohn-

zwecke bestimmt wurde, ist aufgrund einer Gesamtwürdigung aller Tatsachen 

durch das Finanzgericht als Tatsachengericht im konkreten Einzelfall zu entschei-

den. Bei der durch die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs entwickelten Karenz-

frist von sechs Monaten handelt es sich nicht um eine starre Frist. Maßgeblich sind 

stets die vom Finanzgericht zu würdigenden konkreten Umstände des Einzelfalls. 

Zur Festsetzung eines Verspätungszuschlags zur 
Umsatzsteuer in Erstattungsfällen 

Bei der Festsetzung eines Verspätungszuschlags ist im Rahmen des Entschlie-

ßungsermessens nach § 152 Abs. 1 Satz 1 AO auch in Erstattungsfällen die Häu-

figkeit der Fristüberschreitung zu berücksichtigen. 

Ist-Besteuerung und 
Betriebsvermögensvergleich 

Ein Angehöriger eines freien Berufs kann die Steuerberechnung nach vereinnahm-

ten Entgelten nach § 20 Satz 1 Nr. 3 UStG nicht beanspruchen, wenn er freiwillig 

seinen Gewinn durch Betriebsvermögensvergleich (§ 4 Abs. 1 EStG) ermittelt (Fest-

halten am Urteil des Bundesfinanzhofs vom 22.07.2010 - V R 4/09, BFHE 231, 260, 

BStBl II 2013, 590). 

Beschluss vom 27. Mai 
2026, II B 41/25 
Zum Beschluss. 

Urteil vom 7. Mai 2026, V 
R 26/24 
Zum Urteil. 

Urteil vom 16. April 
2026, V R 16/24 
Zum Urteil. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610159/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610161/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610160/
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Versorgungsbeginn im Falle der internen 
Teilung 

Wird eine beamtenrechtliche Versorgung nach dem Versorgungsausgleichsgesetz 

intern geteilt, sind der Versorgungsfreibetrag und der Zuschlag zum Versorgungs-

freibetrag bei der ausgleichsberechtigten Person nach dem Jahr zu bemessen, in 

dem der Anspruch auf den Versorgungsbezug bei ihr entstanden ist. 

Verlustausgleichsbeschränkung für Verluste aus 
gewerblicher Tierzucht/Tierhaltung in § 15 Abs. 
4 Satz 1 und 2 EStG verfassungsgemäß 

Die Verlustausgleichsbeschränkung für Verluste aus gewerblicher Tierzucht/Tier-

haltung in § 15 Abs. 4 Satz 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes ist verfassungs-

gemäß. Dies gilt auch, wenn infolge der zeitlichen Streckung des Verlustvortrags 

Verluste nicht vollständig ausgeglichen werden können und in späteren Veranla-

gungszeiträumen verfallen ("Definitiveffekt"). 

 

Maßgeblichkeit der Festsetzungsverjährung für 
die Erteilung eines Freistellungsbescheids 
gemäß § 32 Abs. 5 Satz 6 KStG  

Ein Freistellungsbescheid gemäß § 32 Abs. 5 Satz 6 des Körperschaftsteuergeset-

zes (KStG) i.V.m. § 155 Abs. 1 Satz 3 der Abgabenordnung (AO) kann nicht mehr 

ergehen, wenn die Festsetzungsfrist für die zu erstattende Kapitalertragsteuer ab-

gelaufen ist, bevor ein Antrag gemäß § 32 Abs. 5 Satz 6 KStG gestellt wird. Eine 

Anlaufhemmung entsprechend § 170 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO ist im Erstattungsver-

fahren gemäß § 32 Abs. 5 Satz 6 KStG nicht zu berücksichtigen. Dies ist mit dem 

unionsrechtlichen Effektivitäts- und Äquivalenzprinzip vereinbar. 

 

 

Urteil vom 24. Juni 2026, 
VI R 19/24 
Zum Urteil. 

Urteil vom 11. Juni 2026, 
VI R 29/24 
Zum Urteil. 

Urteil vom 23. Juni 2026, 
VIII R 38/23 
Zum Urteil. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610162/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610158/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610163/
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Rechtsprechung im Blog 
Abkommensrechtliche Sperrwirkung für 
formellen Fremdvergleich 

Bei einer verdeckten Gewinnausschüttung (vGA) wird der for-
melle Fremdvergleich nach den Sonderbedingungen für be-
herrschende Gesellschafter und ihnen nahestehende Perso-
nen durch Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011 gesperrt. Die Auf-
gabe der Rechtsprechung zur umfassenden Sperrwirkung von 
mit Art. 9 Abs. 1 OECD-Musterabkommen vergleichbaren Re-
gelungen steht dem nicht entgegen. Dies hat der Bundesfi-
nanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

Die Beteiligten streiten über die Voraussetzungen einer verdeckten Gewinnaus-

schüttung (vGA) sowie darüber, ob die entsprechende Gewinnkorrektur wegen ei-

ner abkommensrechtlichen Sperrwirkung ausgeschlossen ist. 

Die Anteile der als Vorratsgesellschaft gegründeten Klägerin und Revisionsbeklag-

ten (Klägerin), einer deutschen GmbH, wurden 2012 von der X-Ltd. mit Sitz in der 

Republik Zypern (Zypern) erworben. Alleinige Gesellschafterin der X-Ltd. war im 

Jahr 2013 (Streitjahr) die Y-Ltd., ebenfalls mit Sitz in Zypern. Mit notariell beurkun-

detem Kaufvertrag erwarb die Klägerin im Jahr 2013 eine im Inland belegene Im-

mobilie für einen Kaufpreis von 8.740.000 €. 

Im Rahmen einer Außenprüfung stellte sich heraus, dass die Y-Ltd. über ihre 

Zweigniederlassung in der Bundesrepublik Deutschland (Deutschland) für Leistun-

gen im Zusammenhang mit dem Erwerb der Immobilie im Zeitraum Februar bis Ap-

ril 2013 gegenüber der Klägerin ein Entgelt in Höhe von 87.333,33 € abgerechnet 

hatte. Als Leistungsgegenstand waren die Prüfung und Beurteilung des Kaufver-

trags, das Führen und Begleiten der Preisverhandlungen, die technische Due Dili-

gence, die Prüfung und Bestätigung der kaufpreisrelevanten Rent Roll und sonstige 

Leistungen angegeben. 

Den von der Y-Ltd. in Rechnung gestellten Betrag aktivierte die Klägerin als 

03 

Fundstelle 
BFH, Urteil vom 24. Juni 

2026 (I R 57/23), veröf-

fentlicht am 20. August 

2026. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610153/


PwC   steuern + recht aktuell   Ausgabe 34, 27. August 2026  9 
Home    

Anschaffungskosten für den Erwerb der Immobilie und verteilte ihn auf das Grund-

stück und das Gebäude. 

Dagegen ging das Finanzamt von einer vGA aus, da die Klägerin keinen eigenen 

Einfluss auf die Entscheidung gehabt habe, welche Immobilie angeschafft werde. 

Die Y-Gruppe habe aus mehr als 100 einzelnen Immobiliengesellschaften ohne ei-

genes Personal bestanden. Der jeweilige Grundstücksankauf sei von den Mitarbei-

tern der Muttergesellschaft unter Anwendung standardisierter Geschäftsprozesse 

übernommen worden. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Berlin-Brandenburg hatte Erfolg. 

Die Voraussetzungen einer vGA nach § 8 Abs. 3 Satz 2 des Körperschaftsteuerge-

setzes in der für das Streitjahr geltenden Fassung (KStG) seien im Streitfall grund-

sätzlich erfüllt. Nach den Sonderbedingungen für beherrschende Gesellschafter 

und diesen nahestehende Personen liege eine vGA aber auf Grundlage eines for-

mellen Fremdvergleichs vor, da eine ausdrückliche und im Voraus getroffene Ver-

einbarung zwischen der Y-Ltd. und der Klägerin weder vorgetragen noch erkennbar 

sei. Der offensichtlich nur konkludent erteilte Auftrag sei nicht ausreichend. 

Die vGA könne jedoch wegen einer Sperrwirkung des Art. 9 Abs. 1 des DBA-Zy-

pern 2011 nicht berücksichtigt werden. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz aufgeho-

ben und zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das Finanzgericht 

zurückverwiesen. 

Ob die Zahlungen der Klägerin an die Y-Ltd. als vGA im Sinne des § 8 Abs. 3 Satz 

2 KStG einzuordnen sind und der Gewinn der Klägerin auf dieser Grundlage außer-

bilanziell zu korrigieren ist, kann anhand der bisherigen tatrichterlichen Feststellun-

gen nicht abschließend beurteilt werden. 

Ist der begünstigte Gesellschafter ein beherrschender, so kann eine vGA auch 

dann anzunehmen sein, wenn die Kapitalgesellschaft eine Leistung an ihn oder an 

eine ihm nahestehende Person erbringt, für die es an einer klaren und eindeutigen, 

im Voraus getroffenen, zivilrechtlich wirksamen und tatsächlich durchgeführten Ver-

einbarung fehlt (formeller Fremdvergleich). 
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Die Annahme des FG, der formelle Fremdvergleich unterliege im Streitfall der 

Sperrwirkung des Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011, hält einer revisionsrechtlichen 

Überprüfung nicht stand. Bei einer verdeckten Gewinnausschüttung wird der for-

melle Fremdvergleich nach den Sonderbedingungen für beherrschende Gesell-

schafter und ihnen nahestehende Personen durch Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011 

gesperrt. Diese Regelung, die mit Art. 9 Abs. 1 des OECD-Musterabkommens 

(OECD-MustAbk) vergleichbar ist, stellt zwar keine eigenständige Rechtsgrundlage 

für Gewinnkorrekturen dar (keine sogenannte self executing-Wirkung), eröffnet aber 

den "Rahmen" für entsprechende innerstaatliche Vorschriften. Gleichzeitig kann sie 

grundsätzlich auch innerstaatliche Gewinnkorrekturen "sperren", die nicht mit den 

Maßstäben des "dealing at arm's length"-Grundsatzes nach Art. 9 Abs. 1 OECD-

MustAbk in Einklang stehen. Die Aufgabe der Rechtsprechung zur umfassenden 

Sperrwirkung von mit Art. 9 Abs. 1 OECD-Musterabkommen vergleichbaren Rege-

lungen steht dem nicht entgegen. 

Die Sperrwirkung des Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011 hinsichtlich des formellen 

Fremdvergleichs setzt voraus, dass es sich um abkommensrechtliche Unternehmen 

im Sinne des Art. 3 Abs. 1 Buchst. f und g DBA-Zypern 2011 handelt. Rein vermö-

gensverwaltende Tätigkeiten reichen hierfür nicht aus. Die nationalen Gewerblich-

keitsfiktionen des § 15 Abs. 3 Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes und des § 8 

Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes finden keine Anwendung. 

Das angefochtene FG-Urteil hat keinen Bestand und ist aufzuheben. In einem ers-

ten Schritt ist vom FG zu prüfen, ob tatsächlich keine ausreichend eindeutigen und 

im Vorhinein vereinbarten Regelungen über die Leistungen der Y-Ltd. im Zusam-

menhang mit dem Grundstückskauf vorliegen. In einem zweiten Schritt sind tat-

sächliche Feststellungen erforderlich, ob die Klägerin als ein Unternehmen im Sinne 

des Art. 9 Abs. 1 DBA-Zypern 2011 zu qualifizieren ist und dadurch eine Sperrwir-

kung für die Anwendung der Sonderbedingungen einer vGA bei beherrschenden 

Gesellschaftern und ihnen nahestehende Personen eintritt.  

Zum Wegfall des Verlustabzugs gemäß § 10a 
GewStG infolge des Todes eines 
Mitunternehmers 

Scheidet ein Mitunternehmer aus der Mitunternehmerschaft 
aus, geht dessen Anteil am Gewerbeverlust unter. Ein den 
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Mitunternehmeranteil übernehmender Rechtsnachfolger kann 
diesen Verlustanteil mangels Unternehmeridentität nicht nut-
zen. Dies gilt auch dann, wenn der Mitunternehmer verstirbt 
und sein Mitunternehmeranteil unentgeltlich auf seine Erben 
übergeht (Bestätigung der Rechtsprechung). Dies hat der Bun-
desfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

Die Klägerin ist eine KG. Im Jahr 2019 waren A als Komplementärin (mit einem An-

teil von 180.000 €) sowie B (mit einem Anteil von 90.000 €) und C (mit einem Anteil 

von 30.000 €) als Kommanditisten an der Klägerin (Gesamtkapital 300.000 €) betei-

ligt. Nach dem Tod von B im Jahr 2019 gingen dessen Anteile in Höhe von 30.000 

€ auf C (Ehefrau) und in Höhe von 60.000 € auf A (Tochter) über. 

Das Finanzamt berechnete den für die Klägerin festgestellten verbleibenden vor-

tragsfähigen Gewerbeverlust auf den 31.12.2019 nach § 10a GewStG ohne Be-

rücksichtigung des anteilig auf B entfallenden Gewerbeverlustes. 

Die Klage vor dem Niedersächsischen Finanzgericht hatte keinen Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH bestätigte die Entscheidung der Vorinstanz und wies die Revision als un-

begründet zurück. 

Das Finanzgericht hat zutreffend erkannt, dass der vortragsfähige Gewerbeverlust 

auf den 31.12.2019 im Verlustfeststellungsbescheid der Höhe nach richtig festge-

stellt ist, weil der auf den verstorbenen B entfallende Gewerbeverlust bei der Ermitt-

lung des vortragsfähigen Gewerbeverlustes auf den 31.12.2019 nicht zu berück-

sichtigen war. 

Scheidet ein Mitunternehmer aus der Mitunternehmerschaft aus, geht dessen Anteil 

am Gewerbeverlust unter. Ein den Mitunternehmeranteil übernehmender Rechts-

nachfolger kann diesen Verlustanteil mangels Unternehmeridentität nicht nutzen. 

Dies gilt auch dann, wenn der Mitunternehmer verstirbt und sein Mitunternehmeran-

teil unentgeltlich auf seine Erben übergeht. 

Über einen entsprechenden Wegfall eines Verlustanteils infolge des Ausscheidens 

des Mitunternehmers ist im Bescheid über die Feststellung des vortragsfähigen 

Fundstelle 
BFH, Urteil vom 10. Juni 

2026 (IV R 14/24), veröf-

fentlicht am 20. August 

2026. Eine englische Zu-

sammenfassung dieses 

Urteils finden Sie hier. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610156/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/256518/no-further-use-of-trading-losses-pursuant-to-section-10a-of-the-trade-tax-act-following-the-death-of-a-co-partner/
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Gewerbeverlustes nach § 10a des Gewerbesteuergesetzes zu entscheiden, wenn 

sich im maßgeblichen Erhebungszeitraum kein positiver Gewerbeertrag ergibt. 

Business Meldungen 

Neues zur unternehmerischen Mitbestimmung: Keine wechselseitige Zurech-
nung von Arbeitnehmern eines Gemeinschaftsbetriebs für den Schwellenwert 
des Drittelbeteiligungsgesetzes, BGH 23.06.2026 

Der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat mit Beschlüssen vom 23. Juni 2026 (II 

ZB 11/25 und II ZB 12/25) entschieden, dass bei der Ermittlung des Schwellenwerts 

von 500 Arbeitnehmern nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 DrittelbG eine wechselseitige Zurech-

nung von Arbeitnehmern eines Gemeinschaftsbetriebs nicht in Betracht kommt. 

Maßgeblich ist allein die Anzahl der Arbeitnehmer der Aktiengesellschaft selbst, 

nicht die Anzahl der Arbeitnehmer eines Gemeinschaftsbetriebs im Konzernver-

bund. 

 

 

 

Mehr dazu 
Den Beitrag finden Sie 

hier.  

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/256408/neues-zur-unternehmerischen-mitbestimmung-keine-wechselseitige-zurechnung-von-arbeitnehmern-eines-gemeinschaftsbetriebs-fuer-den-schwellenwert-des-drittelbeteiligungsgesetzes-bgh-23062026/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/256408/neues-zur-unternehmerischen-mitbestimmung-keine-wechselseitige-zurechnung-von-arbeitnehmern-eines-gemeinschaftsbetriebs-fuer-den-schwellenwert-des-drittelbeteiligungsgesetzes-bgh-23062026/
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Service 

 

GTC-Stammtisch Hannover 2026 
Hannover, 22.09.2026 

Wir freuen uns auf Sie! 

Zum Seminar Terminplaner 

 

 

PwC Veranstaltungssuche 
Alle aktuellen Veranstaltungen finden Sie in der 

PwC Veranstaltungssuche. 

Veranstaltungssuche Veranstaltungen 

 

 

Noch Fragen? 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder 

senden Sie eine E-Mail. 

E-Mail senden Noch Fragen? 

Redaktion 

Für Ihre Fragen, Hinweise und Anmerkungen zum Newsletter stehen Ihnen unsere 

Ansprechpartner aus der Redaktion gern zur Verfügung.  

Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH 

Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 

60327 Frankfurt am Main 

Tel.: +49 171 7603269 

gabriele.nimmrichter@pwc.com 

 Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH 

Fuhrberger Straße 5 

30625 Hannover 

Tel.: +49 171 5503930 

gunnar.tetzlaff@pwc.com 

04 

https://www.pwc-events.com/GTC-Stammtisch-Han
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
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Datenschutz 

Die Datenverarbeitung für den Versand des Newsletters erfolgt aufgrund der 

Grundlage Ihrer Einwilligung. Sie können den Newsletter jederzeit mit Wirkung für 

die Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung damit widerrufen.  

Wenn Sie den PDF-Newsletter „steuern + recht aktuell“ bestellen oder abbestellen 

möchten, senden Sie bitte eine leere E-Mail mit der Betreffzeile „Bestellung“ bzw. 

„Abbestellung“ an folgende Adresse: adresse@pwc.com  

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung einschlägiger Probleme 
greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. 
Teile dieser Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung durch den 
Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen 
Autoren wieder. 

© August 2026 PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft. Alle Rechte vorbehalten. 
„PwC“ bezeichnet in diesem Dokument die PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
die eine Mitgliedsgesellschaft der PricewaterhouseCoopers International Limited (PwCIL) ist. Jede der Mit-
gliedsgesellschaften der PwCIL ist eine rechtlich selbstständige Gesellschaft. 

www.pwc.de 
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